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Vorwort

Das Investmentsteuerrecht ist eine komplexe und hochregulierte Materie, deren Bedeutung 
in der Praxis immer weiter zunimmt. Der Zugang zu dieser Materie wird durch mehrere 
Faktoren erschwert. Erstens bedient sich das Investmentsteuergesetz einer eigenen, von den 
allgemeinen Ertragsteuergesetzen abweichenden Systematik und Terminologie, zweitens 
kommt der Rechtsanwender zumindest ohne aufsichtsrechtliche Grundkenntnisse (dies 
bezieht sich auf das Investmentgesetz) nicht aus und drittens sind nicht nur BMF-Schrei-
ben, sondern auch die Merkblätter und Rundschreiben der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht zu beachten.
Der Gesetzgeber hatte es sich seinerzeit mit dem Investmentmodernisierungsgesetz (Gesetz 
vom 15.12.2003, BGBl. I 2003, 2676), das dem Investmentsteuergesetz und den Investment-
gesetz zugrunde liegt, zum Ziel gesetzt, die Wettbewerbs- und Leistungsfähigkeit sowie die 
Attraktivität des Investmentstandortes Deutschland zu erhöhen und die Ausweichbestre-
bungen deutscher Investmentfonds in das europäische Ausland einzudämmen. Die Ziel-
setzung scheint erreicht worden zu sein. Seit dieser Zeit bietet das Investmentsteuergesetz 
erstmals eine einheitliche gesetzliche Grundlage für die Besteuerung von in- und ausländi-
schen Investmentfonds und von deren Anlegern.
Das vorliegende Praxishandbuch bietet vor diesem Hintergrund eine Einführung in das In-
vestmentsteuerrecht. Dargestellt werden die Grundsätze des Investmentsteuergesetzes un-
ter besonderer Berücksichtigung der Besteuerung des Anlegers. Dabei wurde besonderes 
Augenmerk auf die Erläuterung der Systematik und der Terminologie gelegt. Beispiele und 
Praxishinweise runden die Darstellung ab.
Das Buch ist auf dem Rechtsstand vom Januar 2011.

Hamburg, im Januar 2011
Dr. Florian Haase  Dr. Katrin Brändel
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Kapitel 1: Einleitung

A. Überblick

I. Vorbemerkungen

1. Kurzcharakterisierung
Das deutsche InvStG1 ist (ebenso wie das InvG als sein zivil- bzw. aufsichtsrechtliches Ge-
genstück) im Wesentlichen auf in- und ausländische sog. off ene Investmentfonds sowie 
in- und ausländische Investmentanteile2 anwendbar. Sie allein sowie die daran geknüpft en 
Besteuerungskonsequenzen für den Fonds und seine Anleger sind der Gegenstand dieses 
Einführungsbuches.3

Dies gilt unabhängig davon, ob der Fonds ein in- oder ausländischer Fonds ist oder ob der 
Anleger im In- oder Ausland ansässig ist. Irgendein Anknüpfungspunkt zum Inland muss 
aber steuerlich gegeben sein, damit das InvStG eingreift . Dieser Anknüpfungspunkt kann 
über den Sitz des Fonds, die steuerliche Ansässigkeit des Anlegers oder die Belegenheit der 
dem Fondsinvestment zugrundeliegenden sog. Assets hergestellt werden. 

 >Beispiel
Das deutsche InvStG ist daher im Grundsatz anwendbar, wenn ein inländischer Anleger über einen inländischen 

Fonds in inländische Vermögensgegenstände investiert, wenn ein inländischer Anleger über einen inländischen 

Fonds in ausländische Vermögensgegenstände investiert, wenn ein inländischer Anleger über einen auslän-

dischen Fonds in inländische Vermögensgegenstände investiert, wenn ein inländischer Anleger über einen aus-

ländischen Fonds in ausländische Vermögensgegenstände investiert, wenn ein ausländischer Anleger über einen 

inländischen Fonds in inländische Vermögensgegenstände investiert, wenn ein ausländischer Anleger über einen 

inländischen Fonds in ausländische Vermögensgegenstände investiert oder u.U. anwendbar, wenn ein auslän-

discher Anleger über einen ausländischen Fonds in inländische Vermögensgegenstände investiert. Es ist hingegen 

nicht anwendbar, wenn ein ausländischer Fonds mit ausländischen Anlegern in im Ausland belegene Vermögens-

gegenstände investiert.

1 Zur Besteuerung von Investmentfonds in der Europäischen Union vgl. Tomi Viitala, Taxation of Investment 
Funds in the European Union, IBFD Doctoral Series, Amsterdam 2005, passim; Taxation of Investment 
Funds 2009, Tax Planning International Special Report, BNA International Inc., London/Washington, D.C., 
U.S.A, 2009.

2 Zum Begriff  der ausländischen Investmentanteile in der Auslegung durch das Anwendungsschreiben zum 
InvStG vgl. Link/Reuter/Schmies, FR 2010, 369 ff .

3 Tiefergehende Erläuterungen zum InvStG, zur steuerlichen Behandlung von off enen Fonds und ihren An-
legern sowie den notwendigen Bezügen zum InvG erschließen sich ergänzend über die einschlägige Kom-
mentarliteratur, vgl. dazu exemplarisch Haase, Kommentar zum InvStG, 1. Aufl age, Verlag Schäff er-Poe-
schel, Stuttgart 2010 oder Berger/Steck/Lübbehüsen, InvG/InvStG, 1. Aufl age, Verlag C.H. Beck, München 
2010.

A.

1

2

F. Haase, K. Brändel, Investmentsteuerrecht, DOI 10.1007/978-3-8349-6689-6_1,
© Gabler Verlag | Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2011
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Es gilt somit: Für die Anwendung des InvStG muss stets ein steuerlicher Anknüpfungs-
punkt zum Inland gegeben sein. Dieser Anknüpfungspunkt kann im Sitz des Fonds, der 
steuerlichen Ansässigkeit des Anlegers oder der Belegenheit der dem Fondsinvestment 
zugrundeliegenden Assets bestehen.

Im wirtschaft lichen Ergebnis verbirgt sich hinter einem off enen Investmentfonds eine Art 
anonymisierte Kapitalsammelstelle, die einer Vielzahl von institutionellen Investoren oder 
Privatanlegern (derer meist Hunderte, Tausende oder gar Hunderttausende) zur Geldanlage 
dient.4 Das solchermaßen gebündelte Geld wird in einem sog. Sondervermögen professio-
nell verwaltet und gesondert oder gemischt in verschiedenen Anlagebereichen i.S.d. §§ 46 
ff . InvG (sog. Assetklassen; typischerweise z.B. Immobilien5, Aktien, Renten (Anleihen) 
und andere Geldmarktpapiere, Währungen, Gold und andere Rohstoff e6, etc.) eingesetzt. 
Letztlich sind off ene Fonds damit ein (teilweise sehr kompliziertes) rechtliches Konstrukt 
des Kapitalmarktes, das dem Anleger zur (teils kurzfristigen) Renditeerzielung bzw. nur 
temporären Anlage liquider Mittel dient und mit dem er daneben häufi g bestimmte andere 
Sekundärzwecke (z.B. Altersvorsorge, langfristige und solide Vermögensbildung) verfolgt.

 !Praxishinweis
Die Fondsbezeichnungen sind in der Praxis ebenso vielfältig wie die zugrunde liegenden Anlageklassen. Doch wann 

darf z.B. ein Aktienfonds als Aktienfonds bezeichnet und auch als solcher vertrieben werden? Art. 2 der BaFin-

Richtlinie zur Festlegung von Fondskategorien7 gemäß § 4 Abs. 2 InvG vom 14.12.2004 bestimmt, dass es zur 

Verwendung einer Fondskategorie (z.B. Aktienfonds, Equity Fonds, Rentenfonds, Bond Fonds etc.) oder einer ihrer 

begriffl  ichen Bestandteile (z.B. Renten, Bonds, Aktien etc.) bei der Namensgebung oder im Vertrieb vorausgesetzt 

wird, dass nach den Vertragsbedingungen oder der Satzung des Fonds mindestens 51% des Wertes des In-

vestmentvermögens im die Fondskategorie bezeichnenden, d.h. namensgebenden Vermögensgegenstand, 

angelegt sein müssen (z.B. Aktienfonds: mindestens 51 Prozent Aktien; Rentenfonds: mindestens 51 Prozent (fest-)

verzinsliche Wertpapiere etc.).

Anleger, die einander meist nicht kennen, investieren ihr Geld in Fonds und erhalten im 
Gegenzug Anteilsscheine an einem Sondervermögen. Die Anteilsscheine von Investment-
fonds, die dem Anleger den jeweiligen, häufi g schwankenden Wert seiner Beteiligung an-
zeigen, können jedenfalls bei Exchange-traded Funds (ETF)8 börsentäglich9 gehandelt 

4 Die wirtschaft lichen Grundlagen des Fondsgeschäft s erläutern mittlerweile (auch für den Laien) zahlreiche 
Bücher, vgl. nur Raab, Grundlagen des Investmentfondsgeschäft s, 1. Aufl age, Frankfurt School Verlag, 2010; 
Dembowski, Profi -Handbuch Investmentfonds, 5. Aufl age, Walhalla Verlag, 2010.

5 Zur steuerlichen Behandlung von off enen Immobilienfonds vgl. Kayser/Bujotzek, FR 2006, 49 ff .
6 Beachte: Edelmetalle und Zertifi kate über Edelmetalle dürfen von einer Kapitalanlagegesellschaft  für ein 

Sondervermögen nicht erworben werden, vgl. § 46 Satz 2 InvG. Hier werden in der Praxis meist Hilfskon-
strukte aufgesetzt, um wirtschaft lich das gleiche Ergebnis zu erreichen.

7 Im Internet abrufb ar unter: http://www.bafi n.de/cln_152/nn_724240/SharedDocs/Aufsichtsrecht/DE/
Richtlinien/rl__041212__fondskategorien.html.

8 Zu Besonderheiten der Besteuerung dieser Fonds vgl. Egner/Kohl, BBEV 2007, 125 ff .
9 Damit einher geht für inländische Fonds in der Regel eine börsentägliche Rechnung und Veröff entlichung 

gemäß § 36 Abs. 6 InvG in einer hinreichend verbreiteten Tageszeitung oder in elektronischen Medien, vgl. 
Kayser/Steinmüller, FR 2004, 143 ff . sowie Bacmeister in Haase, InvStG, § 5 Rdn. 317.
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A. Überblick

werden, mit anderen Worten: Es gibt einen (ständig wachsenden) Markt für Anteile an of-
fenen Fonds. Ein Vorteil von off enen Fonds besteht damit für den Anleger in dem (nahezu) 
jederzeitigen Zugriff  auf sein Geld und damit letztlich auf Liquidität.

 !Praxishinweis
An der Börse gehandelte Indexfonds (ETF) bilden die Wertentwicklung eines Index 1:1 ab. In einem ETF auf den Deut-

schen Aktienindex (DAX) beispielsweise fi nden sich genau die Werte wieder, die im DAX enthalten sind. Steigt der DAX, 

steigt auch der Wert des ETF-Anteils und umgekehrt. Mangels eines aktiven Fondsmanagements sind ETF für den 

Anleger deutlich gebührengünstiger als aktiv gemanagte Fonds. Dieser Gebührenvorteil wiegt umso schwerer, als es 

nur wenigen aktiven Fonds überhaupt gelingt, den Index zu übertreff en. Herkömmliche ETFs werden wie normale In-

vestmentfonds besteuert. Bei sog. swap-basierten ETF auf einen Performance-Index ist das anders, denn hier werden 

mittels sog. „Swaps“ Dividenden in Kursgewinne umgewandelt. Swaps sind spezielle Tauschgeschäfte unter Banken, 

die zu den Derivaten zählen. Somit blieben bei Swap-ETF im Gegensatz zu herkömmlichen ETF die Dividenden bei Kauf 

bis Ende 2008 und Verkauf nach Ablauf der Spekulationsfrist von der Abgeltungsteuer endgültig verschont. Werden 

Swap-ETF erst ab dem 1.1.2009 gekauft, gibt es keine Spekulationsfrist mehr. Dann fällt bei Verkauf 25% Abgeltung-

steuer auf den gesamten Kursgewinn und auch auf die darin enthaltenen Dividenden an. Damit ist dann zumindest 

noch ein Steuerstundungseff ekt verbunden, denn bei „normalen“ ETF sind die Dividenden jährlich steuerpfl ichtig.

Ein weiterer Vorteil besteht darin, dass es sich bei dem auf off ene Fonds anwendbaren 
InvG um eine hochregulierte Materie handelt, die einen Missbrauch durch die für das 
Management des Sondervermögens eingesetzten Personen im Vergleich zu anderen risiko-
orientierten Anlageformen zumindest unwahrscheinlicher werden lässt. Bis auf allgemeine 
Bewegungen des Marktes, der jede Kapitalanlage per se ausgesetzt ist, ist daher mit Invest-
mentfonds i.d.R. kein aus ihrem Wesen resultierendes erhöhtes Verlustrisiko verbunden.
Investmentfonds sind eine anerkannte Form der Geldanlage, die aus dem heutigen Wirt-
schaft sleben nicht mehr wegzudenken ist. Sie bilden zusammen mit den Geschäft s- und 
Zentralbanken, den Sparkassen und Versicherungen einen inzwischen wesentlichen Teil 
des volkswirtschaft lichen Finanzsektors. Ihre rechtliche Konstruktion (Stichworte: Dach-
fonds, Zertifi kate10, etc.) und auch die Art der Gebührenstrukturen haben zwar mitunter 
eine Komplexität erreicht, die insbesondere dem Privatanleger nur schwer vermittelbar 
sind. 
Dies sollte jedoch kein Anlass sein, an den unbestrittenen Vorteilen dieser Art von Kapi-
talanlage Zweifel zu hegen, sofern Anleger an die zugrundeliegende Investmentidee glau-
ben und sich auch von der Qualität des Managements überzeugen konnten. Auch steuerlich 
sind Investmentfonds für den Privatanleger durchaus attraktiv.

 >Beispiel
Ein Privatanleger vermietet eine Immobilie. Die Erträge aus der Immobilie versteuert er mit seinem individuellen 

Steuersatz, d.h. in der Spitze mit 45% (Einkommen- plus Reichensteuer) plus Solidaritätszuschlag und ggf. Kir-

chensteuer. Beteiligt sich der Privatanleger hingegen an einem off enen Immobilienfonds, werden die Mieterträge 

lediglich mit der Abgeltungsteuer (plus Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) belegt.

10 Zur Besteuerung von Garantie- und Zertifi katefonds vgl. Herrmann, BB 2009, 188 ff .; speziell zu Garan-
tiefonds vgl. Fock, DStZ 2006, 503 ff .
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